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Stellungnahme zur Anhörung der Richtlinie zur VwV-LGVFG über die Förderung von          
automatischen Fahrgastzählsystemen (RL AFZS) 
Ihr Geschäftszeichen VM3-3894-401/1/4 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Frieß, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Entwurf der Richtlinie für die Förderung von 
automatischen Fahrgastzählsystemen Stellung zu nehmen. Gerne möchten wir auf die 
nachfolgenden Punkte eingehen:  
 
Zu Ziffer 2 der RL AFZS:  
- Es ist zu begrüßen, dass eine Zuwendungsgewährung beihilferechtlich über die VO 

(EU) Nr. 2023/2831 (Allgemeine de-minimis) und VO (EU) Nr. 2023/2831 (DAWI-de-
minimis) möglich ist. Dies ermöglicht es, dass auch Betriebe mit eigenwirtschaftli-
chen Verkehren einen Antrag auf Förderung stellen können. Wir bitten jedoch zu be-
achten, dass die Beihilfegrenzen (300.000 € bzw. 750.000 € innerhalb von drei Jahren) 
bei vielen Unternehmen bereits vollständig oder zumindest zu einem großen Teil 
„ausgeschöpft“ sind. Denn auch die Busförderung des Landes wird bei eigenwirt-
schaftlichen Unternehmen neben der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 
(im Rahmen der Förderung von emissionsfreien Fahrzeugen) über die Allgemeine de-
minimis- bzw. DAWI-de-minimis-Beihilfe gewährt. Sofern die Beihilfegrenzen bereits 
erreicht sind, kann aus unserer Sicht lediglich der Aufgabenträger einen Förderantrag 
stellen. In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, ob ergänzend zur Allgemeinen de-
minimis- und DAWI-de-minimis-Beihilfe über das Instrument der Allgemeinen Vor-
schrift im Sinne der VO 1370/2007 eine Förderfähigkeit für eigenwirtschaftliche Ver-
kehrsunternehmen gegeben ist.  

- Zitat aus der Richtlinie: „Aus gewährten Zuwendungen kann nicht auf eine künftige 
Förderung geschlossen werden.“. Die Errichtung der regionalen Hintergrundsysteme 
und die Ausstattung der Fahrzeuge mit Zählsystemen ist ein Prozess, der Zeit in An-
spruch nimmt. Dies ist auch in der Förderrichtlinie unter Ziffer 5.2.2. angedeutet 
(„Eine gleichzeitige Umstellung auf AFZS im gesamten Raum ist nicht zwingend. Das 
Gesamtkonzept beschreibt den Zielzustand. Es kann sukzessive in mehreren Schritten 
umgesetzt werden.“). Über den kompletten Prozesszeitraum muss eine Förderkulisse 
bestehen. Es muss aus unserer Seite daher das Signal des Verkehrsministeriums an 
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die Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen sein, dass die vorliegende Förderricht-
linie eine ausreichende und nachhaltige Förderkulisse schafft. Wir bitten daher, den 
eingangs zitierten Satz ersatzlos zu streichen.  

 
Zu Ziffer 3 und 4 der RL AFZS: Förderfähig sind ausschließlich planerische und technische 
Investitionsmaßnahmen zur automatischen Fahrgastzählung des ÖPNV. Von einer Förde-
rung sind daher nicht umfasst laufende Betriebskosten zum Beispiel für regelmäßige War-
tungen der Zählanlagen, für die Erneuerung von Software-Lizenzierungen und die techni-
schen Updates der Systeme. Die über die gesamte Betriebszeit der Hard- und Software 
anfallenden Betriebskosten (Zweckbindung mindestens 5 bzw. 8 Jahre; siehe Ziffer 6 der 
RL AFZS) machen einen großen Teil der Gesamtinvestitionskosten aus – sie sind daher in-
vestitionsrelevant. Die Förderrichtlinie muss daher aus unserer Sicht auch zwingend Zu-
wendungen für Betriebskosten vorsehen.  
 
Zu Ziffer 4 der RL AFZS:  
- Gemäß der Förderrichtlinie beträgt eine Zuwendung bis zu 75 % in Höhe der zuwen-

dungsfähigen Investitionskosten. Für die Gewährung einer Zuwendung in dieser Höhe 
ist jedoch eine Antragsbegründung in angemessener Form erforderlich. Wir gehen da-
von aus, dass mit „Antragsbegründung in angemessener Form“ gemeint ist, dass der 
Antragsteller u.a. begründen muss, dass die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 S. 2 ff. 
LGVFG erfüllt sind (insb. Vorhaben, das im Interesse des Landes oder eines Aufgaben-
trägers des Schienenpersonennahverkehrs durchgeführt wird oder Vorliegen eines 
besonders positiven Beitrags zum Klimaschutz). Um die Antragstellung zu erleichtern 
bzw. zu beschleunigen und Einzelfallprüfungen und -entscheidungen auszuschließen, 
bitten wir zu prüfen, ob Abstand von dem Erfordernis einer ausführlichen Antragsbe-
gründung genommen und ein pauschaler Hinweis unter Ziffer 4.1 mitaufgenommen 
werden kann, dass die Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. 1 S. 2 ff. LGVFG erfüllt sind, 
sodass immer der erhöhte Fördersatz von bis zu 75 % in Höhe der zuwendungsfähi-
gen Investitionskosten gilt. Ein solcher Hinweis würde auch die erforderliche Pla-
nungssicherheit ermöglichen.  

- Es ist aus unserer Sicht erforderlich, klarzustellen, ob sich der Pauschbetrag je Tür in 
Höhe von 2.650 € auf eine Einzeltür bezieht oder auf eine Doppeltür.  

- Der vorgesehene Pauschalbetrag in Höhe von 10.000 € je Zertifizierung ist aus unse-
rer Sicht zu gering angesetzt. Der Betrag müsste mindestens 20.000 € betragen.  

 
Zu Ziffer 5.2.1. der RL AFZS in Verbindung mit dem Anforderungskatalog (Anlage 1): Zuwen-
dungen zu Maßnahmen der automatischen Fahrgastzählung im ÖPNV setzt voraus, dass 
die im Anforderungskatalog Automatische Fahrgastzählsysteme (Anlage 1) definierten Vor-
gaben eingehalten werden. In Ziffer 2.3.1. – A 2-14 (Übertragung vorhandener Zertifizierun-
gen auf nachträglich ausgerüstete Fahrzeuge) des Anforderungskatalogs ist vorgesehen, 
dass die Übertragung einer vorhandenen (geförderten) Zertifizierung der Zählgenauigkeit 
im Rahmen der Geltungsdauer auf neu installierte Zählsysteme zulässig ist, sofern die 
neuen Fahrzeuge bzgl. Sensortyp, Zentralgerät, Türtyp und Firmware mit der Fahrzeugka-
tegorie des Zertifikats übereinstimmen. Es ist grundsätzlich zu begrüßen, dass diese Über-
tragungsmöglichkeit vorgesehen ist – diese erspart eine erneute Zertifizierung, die insbe-
sondere mit einem weiteren finanziellen Aufwand verbunden wäre. Jedoch bitten wir zu 
beachten, dass nach unserem Kenntnisstand gemäß des einschlägigen VDV-
Anforderungskatalogs zur Nutzung von automatischen Fahrgastzählsystemen für eine ge-
setzeskonforme Einnahmeaufteilung im vorgenannten Sachverhalt eine erneute Zertifizie-
rung der Zählsysteme erforderlich ist – eine „bloße“ Übertragung der Zertifizierung wäre 
damit ausgeschlossen. Es entsteht eine Förderlücke, sofern die Förderrichtlinie keine (er-
neute) Zuwendungsgewährung vorsieht. Wir bitten, diesen Sachverhalt zu prüfen und bei 
Bestehen einer Förderlücke, diese zu schließen.  
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Zu Ziffer 5.2.2. der RL AFZS: Der Bewilligungsstelle muss für eine Förderung von Hinter-
grundsystemen und Zählanlagen einschließlich Schnittstellen und zugehörigen Dienstleis-
tungen, insbesondere Zertifizierung, ein Gesamtkonzept vorgelegt werden, dass unter an-
derem eine Auflistung der umfassten Stadt- und Landkreise sowie Linien und Linienbün-
del enthält und darlegt, wie Daten gepflegt und die Zuständigkeiten zur Datenpflege und 
Qualitätssicherung geregelt werden. Ein solches Gesamtkonzept kann von einem einzel-
nen Verkehrsunternehmen nicht erbracht werden. Wir bitten daher vor allem in Fällen, in 
denen ein Verkehrsunternehmen eine Förderung für die Ausstattung von Fahrzeugen mit 
automatischen Fahrgastzählsystemen beantragt, auf die Vorlage eines Gesamtkonzepts zu 
verzichten.  
 
Zu Ziffer 5.2.4. der RL AFZS: Wir begrüßen es, dass für nachträgliche Änderungen des Fahr-
zeugbestandes, die bei Antragstellung noch nicht bekannt waren, eine Zuwendung bean-
tragt werden kann. Wir bitten jedoch, die vorgesehene Begrenzung auf 20 % der nach An-
lage 2 als förderfähig ermittelte Zählfahrzeuganzahl zu erhöhen, damit mehr Fahrzeuge 
mit einer Förderung ausgestattet werden können.  
 
Zu Ziffer 5.2.7. der RL AFZS: Für uns ist aus der Förderrichtlinie nicht herauszulesen, was 
unter einer „vorteilhaften Nutzung des Systems“ für alle Verkehrsunternehmen innerhalb 
eines Verkehrsgebietes zu verstehen ist. Wir bitten um eine Konkretisierung in der Förder-
richtlinie.  
 
Zu Ziffer 5.3.4. der RL AFZS: Die Richtlinie sieht die Förderung eines Aufgabenträgers, eines 
kommunalen Zweckverbandes oder eines Aufgabenträgerverbundes vor. Bei Aufgabenträ-
gerverbünden ist Voraussetzung, dass sich dieser ausschließlich aus Gesellschaftern der 
öffentlichen Hand zusammensetzen. Da es in Baden-Württemberg neben reinen Aufga-
benträgerverbünden auch Mischverbünde gibt, ist es für uns wichtig, dass eine Förderung 
auch für Mischverbünde möglich ist. Wir bitten daher um eine entsprechende Erweiterung 
der Zuwendungsempfänger.  
 
Zu Ziffer 9 der RL AFZS: Gemäß des vorliegenden Entwurfs ist die Förderrichtlinie lediglich 
befristet bis zum 31. Dezember 2025 gültig. Dies erachten wir als einen sehr kurzen Zeit-
raum. Unter anderem die de-minimis- und die DAWI-de-minimis-Verordnung – als beihil-
ferechtliche Rechtsgrundlage für eine Zuwendungsgewährung – sind erst zum 01. Januar 
2024 in neuer Fassung in Kraft getreten; sie sind bis zum 31. Dezember 2030 gültig. Es steht 
aus unserer Sicht daher nichts einer ähnlich langen Laufzeit der Förderrichtlinie entgegen. 
Sollten sich während der Dauer der Gültigkeit Änderungen bei den beihilferechtlichen 
Grundlagen ergeben (insbesondere in der de-minimis- und DAWI-de-minimis-Verordnung 
aufgrund geänderter Mitteilungspflichten der Mitgliedstaaten) besteht die Möglichkeit, 
der Veröffentlichung einer Änderungsrichtlinie.   
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Yvonne Hüneburg 
Geschäftsführerin 
 
 


